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Aufträge für Studien, Planun-
gen und Gutachten – ginge es
nach der Mehrheit des Gros-
sen Gemeinderats, müsste die
Stadt diese auf ihren Internet-
seiten grosszügiger publizie-
ren. Im letzten Herbst hat das
Parlament eine Motion an den
Stadtrat überwiesen, die diesbe-
züglich mehr Transparenz
fordert.

Nun hat dieser darauf geant-
wortet. «Die Stadt informiert ge-
nügend transparent», heisst es
in der Antwort. Sie erfülle die
gesetzlichen Informationsvor-
gaben. Der Stadtrat setze das Öf-
fentlichkeitsprinzip um, wie es
in der Kantonsverfassung und
dem kantonalen Gesetz über
die Information und den Daten-
schutz (IDG) verankert sei. Dazu
gehöre die Informationstätig-
keit von Amtes wegen und auf
Gesuch hin. Er sei überzeugt,
dass die Bevölkerung mit sei-
ner derzeitigen aktiven Infor-
mationspolitik ausreichende
Informationen erhalte. Auch
was die Aufträge an Dritte be-
treffe.

«Prüfung für
jeden Einzelfall»
Zudem argumentiert der Stadt-
rat: «Eine weitergehende Pu-
blikationspflicht würde einen
unverhältnismässigen Auf-
wand bedeuten.» Stadtschreiber
Ansgar Simon sagt auf Anfra-
ge: «Es muss jeweils im Einzel-
fall geprüft werden, ob eine Stu-
die eins zu eins veröffentlicht
werden kann.» Und: «Der or-
dentliche Meinungsbildungs-
prozess im Stadtrat und in der
Stadtverwaltung darf durch
die Veröffentlichung von Stu-
dien nicht beeinträchtigt wer-
den.» Das könne vor allem bei
Vorstudien und Variantenpla-
nungen passieren, falls diese
von bestimmten Interessen-
gruppen einseitig interpretiert
würden.

Der Stadtrat beantragt des-
halb an den Gemeinderat, die
Motion für nicht erheblich zu er-
klären und somit die Informa-
tionsverordnung nicht zu än-
dern.

«Damit bin ich überhaupt
nicht einverstanden»
Für Motionärin und Erstunter-
zeichnerin Romana Heuberger
(FDP) ist die Antwort des Stadt-
rats unbefriedigend. «Damit bin
ich überhaupt nicht einverstan-
den.Wir haben denVorstoss ge-
macht, weil mehr Transparenz
nötig ist», sagt sie. Mit dem Ar-
gument, dass der Aufwand für
die Überprüfung zu gross sei,
kann Heuberger wenig anfan-
gen. «Relevant sind nur über-
wiegende öffentliche oder pri-
vate Interessen, deshalb muss
nicht jedes einzelne Dokument
überprüft werden.» Laut dem
Öffentlichkeitsprinzip müsse
grundsätzlich alles öffentlich
zugänglich sein.

Die Motion wurde von einer
breiten Allianz unterstützt; le-
diglich SP und EVPwaren nicht
dabei. Heuberger sagt, jetztwer-
de die Stadtratsantwort mit
Fachexperten angeschaut – bis
der Vorstoss wieder im Parla-
ment debattiert wird.
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Stadtrat will nicht
mehr Transparenz
Informationspolitik Eine
Motion fordert mehr
Transparenz bei externen
Berichten – der Stadtrat ist
dagegen. Er fände das
unverhältnismässig
aufwendig.




